
A K T U E L L E S

2 8 N G | F H   1 / 2 | 2 010

Mit dem Westfälischen Frieden 1648 hat
sich das Prinzip der territorialen Souve-
ränität nach außen und innen auf der Ebene
der internationalen Politik etabliert. Das
Prinzip des Nichteinmischens der inter-
nationalen Staatengemeinschaft in interne
Angelegenheiten der einzelnen Staaten,
das sich seit der Gründung der Vereinten
Nationen in ihrer Charta auf ein normati-
ves Fundament stützt, bewährte sich bis
zum Ende des Ost-West-Konflikts. Die
sich seit der Konstitution der neuen Ord-
nung nach dem Zweiten Weltkrieg anbah-
nende Relativierung der territorialen Sou-
veränität bzw. des Einmischungsverbots
trat mit dem Ende des Kalten Krieges in ei-
ne neue Entwicklungsetappe, in der äuße-
re Einmischungen im Falle schwerer Men-
schenrechtsverletzungen, Unterdrückung
von Minderheiten etc. selbst von der inter-
nationalen Politik und vom Völkerrecht
als legitim und mit dem Recht vereinbar
angesehen werden. Das veränderte das
Verständnis von Souveränität in der Glo-
balisierungsära.

Mit der Globalisierung der Welt über-
nahmen auch die einzelnen Staaten die
globale Verantwortung wie z.B. Bekämp-
fung des internationalen Terrorismus auf
dem eigenen Territorium, Transparenz des

Bankwesens und Rücksicht auf die inter-
nationalen Menschenrechts- und Handels-
abkommen gegenüber der internationalen
Gemeinschaft, um sich ihr Recht auf Sou-
veränität zu verdienen.Wenn ein Staat auf-
grund seiner instabilen politischen Lage,
der drohenden existenziellen Wirtschafts-
krise, des Zerfalls der staatlichen Struktu-
ren bewusst oder unbewusst dieser Ver-
antwortung nicht nachkommt, droht ihm
der Eingriff der internationalen Gemein-
schaft, wie es in Somalia, Sierra Leone und
Haiti der Fall war. Das aus den angelsäch-
sischen Wissenschaftskreisen stammende
Konzept des »Nation-Building« entwi-
ckelte sich auf dieser Grundlage und soll/
sollte dabei als Lösungsansatz bzw. Schlüs-
selkonzept dienen, um Staaten durch die
externen Akteure aus der Krise herauszu-
holen bzw. zu stabilisieren und an die in-
ternationale Gemeinschaft heranzuführen
(Jochen Hippler).

Beispielweise spielten/spielen in So-
malia, Haiti, Sierra Leone, Kosovo, Bos-
nien und Afghanistan die externen Ak-
teure (hauptsächlich die USA) in einer
Post-Konflikt-Situation beim Staatsaufbau
eine entscheidende Rolle. Seit den 90er
Jahren sind Nation-Building-Prozesse und
die damit einhergehenden externen In-
terventionen Teil der internationalen Re-
alität und Gegenstand wissenschaftlichen
Diskurses geworden. Das Konzept des
Nation-Building wurde in folgenden For-
men in Einsatz gebracht: als präventive
Politikoption zur Vermeidung von Staats-
zerfall und Fragmentierung; als Alter-
native zur militärischen Konfliktbearbei-
tung; als Bestandteil militärischer Inter-
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ventionen sowie als Element der Konflikt-
nachsorge.

Diese sollten in einem gescheiterten
Land Sicherheit gewährleisten, technische
Infrastruktur wiederher- bzw.bereitstellen,
das staatliche Gewaltmonopol durchsetzen
und absichern,verschiedene ethno-religiö-
se Gruppen sozial integrieren, die Zivil-
gesellschaft demokratisieren und stärken
sowie die Steigerung der staatlichen Kapa-
zitäten des Landes fördern (Francis Fuku-
yama).

Die relative Staatssouveränität

Obwohl die Ziele dieses Konzepts auf den
ersten Blick zugunsten der intervenierten
Staaten zu sein scheinen, liegt es in der
Natur der Sache, dass bei solchen externen
Interventionen hauptsächlich die eigenen
Nation- und Machtvorstellungen der In-

tervenierenden – hier USA – durchgesetzt
werden, was den Interventionen imperia-
len Charakter verleiht. Michael Ignatieff
bezeichnet diese Art von Interventionen
als »liberale Protektorate«.

Die Respektierung der Souveränität
anderer Staaten ist ein vereinbartes Recht
und in der UN-Charta verankert. Aller-
dings wird es seit den 90er Jahren mit der
raschen Globalisierungswelle zunehmend
durch die »responsibility to protect« relati-
viert, die externe Interventionen in be-
stimmten Fällen legitimiert: »In an inter-
dependent world, in which security de-
pends on a framework of stable sovereign
entities, the existence of fragile states, fai-
ling states, states who through weakness or
ill-will harbour those dangerous to others,
or states that can only maintain internal
order by means of gross human rights vio-
lations, can constitute a risk to people eve-
rywhere.« (International Commission on
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Intervention and State Sovereignty) Die
Bilanz der »humanitären Interventionen«
etwa in den letzten 20 Jahren liefert aller-
dings ein eher ernüchterndes Bild. Bei den
Interventionen sind oft ein hohes Maß an
Inkonsistenz und mangelnder Vorbrei-
tung zu beobachten, was meistens zu ei-
nem Scheitern der Bemühungen führt und
die Debatten über die Legitimität des Ein-
griffs und die Aushöhlung des Souveräni-
tätsprinzips intensiviert.

Dieser Prozess war zwischen den Jah-
ren 2003 und 2008 auch im Irak zu sehen.
Als die irakischen staatlichen Strukturen
von 2003 bis 2008 zunehmend funktions-
los geworden waren und die instabile Post-
Kriegszeit sich am Ende zu einem Bürger-
krieg gewandelt hatte, fragte man sich, ob
die US-Regierung wirklich Interesse an der
Schaffung einer Nation und Demokrati-
sierung im Irak hat. Diese Tatsache weist
darauf hin, dass die externen Akteure – in
diesem Fall hauptsächlich die USA – nicht
immer mit dem Zweck von Nation-Buil-
ding in einem Land eingreifen.

Das Nation-Building-Konzept wurde
bisher hauptsächlich von Autoren, die An-
hänger eines Staatszentrismus sind und als
Neokonservative gelten (z.B. Fukuyama),
zur Debatte gestellt. Von diesen Kreisen
wird Nation-Building als ein Konzept ge-
sehen, das in einem »gescheiterten Land«
»von oben« installiert werden soll. Die-
se Art von Implementierung des Kon-
zepts bot jedoch bisher kein konkretes
Problemlösungspotenzial an, wie letztlich
in Afghanistan und im Irak zu beobach-
ten ist.

Die US-Besatzungspolitik, nach meh-
reren Jahren betrachtet, weist eine wenig
zielgerichtete Nachkriegsplanung im Irak
auf. Nation-Building selbst war dabei au-
ßerdem zunächst kein erklärtes Ziel der
US-Regierung, und sie waren darauf nicht
eingestellt. Als die Staatsspitze überwie-
gend durch Exilpolitiker ersetzt wurde,
erwies sich diese Tatsache sehr rasch. Die
Behörden lösten sich über Nacht auf, und

staatliche Behörden funktionierten nicht
mehr. Die rasch durchgeführte Macht-
übernahme und die anschließende Stabili-
sierung des Landes wurden vom iraki-
schen Volk eher ablehnend aufgenommen
und der bis dahin funktionierende Staats-
apparat versagte. Das gescheiterte Staats-
wesen machte von sich aus ein Nation-
Building erforderlich. Damit wurde konse-
quenterweise die Frage aufgeworfen, ob die
USA und ihre Verbündeten in der Lage
sein würden, nach der Beseitigung des al-
ten Regimes den Aufbau neuer politischer,
militärischer, wirtschaftlicher, sozialer und
materieller Strukturen zustande zu brin-
gen. Kurz nach der Beseitigung der Regie-
rung Saddams, aber auch noch nach circa
vier bis fünf Jahren stellte sich heraus, dass
sich die Besatzungspolitik und das von ne-
okonservativen Eliten geplante Nation-
Building-Konzept der US-Regierung unter
der Bush-Administration in einer Krise
befanden. Der Wideraufbau und die Wie-
derherstellung der erforderlichen Infra-
struktur kamen kaum voran, die Sicher-
heitslage des Landes verschlechterte sich
und die ethnischen und religiösen Span-
nungen intensivierten sich. In der Bevölke-
rungsmehrheit wuchs ein großes Miss-
trauen gegenüber der US-Regierung und
ihrer Politik.

Die irakischen administrativen Instan-
zen verfügten nach der Machtübernahme
in 2003 über keine wirklichen Funktionen
und wurde von der US-Regierung von der
Macht ferngehalten, was unter der Zivil-
bevölkerung zu Skepsis gegenüber der US-
Irakpolitik führte. Die Bush-Administra-
tion versuchte dieser Skepsis durch eine
Aufstockung der Truppen zu begegnen,
statt die eigene Politik umzustrukturieren.
Dieser Umstand zeigte, dass die US-Ad-
ministration die Macht in eigenen Händen
halten wollte, statt sie auf die Iraker zu
übertragen.

Damit erweist sich dieser Versuch ei-
ner Nationen-Bildung »von oben« als ge-
scheitert.
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